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37. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 6. April.) 

10 Uhr. Am Miniſtertiſche Dr. Falk mit den Commiſſarien Dr. Förſter 

und Lucanus. Die Tribünen find überfüllt. Ne 
j Die dritte Berathung des Entwurfs cines Geſetzes, betreffend die Cine 
Bana der Leiſtungen aus ! die! 
atholiſchen Bisthimer und Geiſtlichen beginnt mit einer allge: 
meinen Debatte. Während die Rednerliſte feſtgeſtellt wird, fragt Windt⸗ 
orſt (Meppen), ob die Petitions⸗Commiſſion über die auf das Geſetz be: 
wachen 5 neuerer Zeit eingegangenen Petitionen dem Hauſe Bericht erſtatten 
rde. g. 
er Ferien eingegangen ſeien, und die Commiſſion nach den Ferien noch 
eine Sitzung habe halten können. Abg. Windthorſſt beſtreitet die erſtere 


ittheilung wenigſtens in Bezug auf eine Petition aus Hildesheim, die das fi 


atum des 10. März trägt. Abg. Gneiſt bemerkt, daß dieſe Petition 
erſt nach dem 20. März eingetroffen ſei (wofür Winpthorſt die Poſt derant⸗ 
wortlich machen will), = er aber den Inhalt der Petitionen im Laufe der 
enntniß des Hauſes bringen werde. 
Zum Worte melden ſich 10 Redner, gegen das Geſetz, Reichenſperger, 
Oraf Praſchma, v. Heeremann, v. Gerlach, Reſpondek, v. Schorlemer⸗ 
N Windthorſt (Meppen,) für das Geſetz Jung, v. Kardorff und Dr. 
eiſt. 


Abg. Reich n erklärt ſich gegen die Vorlage, weil ſie die Ver⸗ 
and, beſonders den Art. 15, der den Kirchen den Genuß und Beſitz ihrer 
nitalten, Stiftungen und Fonds garantirt, verletze, die Leiſtungen aus 
Staatsmitteln für die katholiſche Kirche beruhen nicht darauf, ob ſie in einem 
eſetz oder Vertrag von 1821 fixirt ſeien, ſondern auf einer Rechtsverpflichtung 
welche die Säculariſation auszugleichen beftimmt iſt. Die Staatsdotation 
it im Verhältniß zu dem eingezogenen fürftlihen Vermögen der fatholifden 
irche eine ſe zr beſcheidene, dieſe Leiſtungen find im eigentlichſten Sinne 
des Alimente, die man doch ſonſt eher günſtiger zu behandeln als 
ſchlechter zu ftellen p egt. 
Das geſammte katholiſche Kirchendermadgen der Rheinprovinz befindet ſich 
be beute im preußiſchen Staatsfiscus und gerade die Rheinprovinz wird 
on der Einſtellung der Staatsleiſtungen am drückendſten betroffen werden. 
en enn nun auch im Geſetze nicht die definitive Einſtellung ausgeſprochen iſt, 
Bat man die Wiederaufnahme offen läßt, falls die Geiſtlichen allen den 
Y henfeindlichen Geſetzen der Gegenwart und aller Zukunft zu gehorchen ſich 
riftlich verpflichten, und fo mit dem Glauben und der Kirchenderfaſſung in 
Gaderſpruch kom men, was heißt das anders, als auf die Untreue ne 
Geiſtlichen eine Belohnung ſetzen? Dadurch wird die Majeſtät des Geſetzes 
PA den Augen des Volkes wahrlich nicht gehoben. Als die Proteſtanten in 
er Minderheit waren, ſtellten fte. als oberſten Grundſatz auf, daß in Reli- 
dat sachen nicht per majora entſchieden werden follte; dieſer Satz allein 
at einen 200jährigen Religionsfrieden ermöglicht, er iſt in die Bundesver⸗ 
flung übergegangen. In der preußiſchen Verfaſſung ſteht er nicht, ihr 
Artikel 15 gebt aber weiter, indem er jeder . die Ordnung 
ter eigenen Angelegenheiten überläßt. Staat und Kirche follen ſich nun 
heute im Kriegszuſtande befinden, die katholiſche Kirche ſoll auf Souveräne⸗ 
tsrechte Anſpruch machen. bezeichnet die Dppofition gegen die 
Neueften kirchenpolitiſchen Geſetze als eine ſtaatsfeindliche und glaubt daraus 
ie Nothwendigkeit diejes Geſetzes herleiten zu können. In der Reactions: 
und Conflictsperiode nannte man eine Partei auch ſtaatsfeindlich, bezeichnete 
ie fogar als Königsfeinde, aber Niemandem fiel es ein, damals eine der⸗ 


artige Maßregel der 7 0 der Leiſtungen für Beamte, die ſich zu vie⸗ 
Y 


fer ſtaatsfeindlichen Partei bekannten, zu ¿xefjen, trotzdem ſie damals viel⸗ 
int wirkſamer geweſen wäre, als die heute vorgeſchlagene. Die 25jährige 
hierpretation des Art. 15 wird jetzt verworfen; heut denkt der * 2 Gneiſt 
Uber die Bedeutung eines Verfaſſungsartikels anders als in der Conflict 
po damals hatte feiner Anſicht nach jeder Artikel eine abſolut entſcheidende 
edeutung und er bat dieſe Bedeutung der Regierung gegenüber jahrelang 
als Vorkämpfer der Liberalen vertrete. 

Er hat ferner darauf verwieſen, wie das Obertrihunal den Art. 15 aus⸗ 
fan ; das Abgeordnetenhaus hat aber einmal cin Obertribunalserkenntniß 
für nichtig erklärt, weil es verfaſſungswidrig war; heute ſoll das Haus ſich 
der Autorität des Obertribunals beugen. Der Abg. Gneiſt hat ja ſo viel 

tudien in engliſchen Geſetzen gemacht, warum iſt er nicht bis auf die Zeit 
einrichs VIII. und der jungfräulichen Königin zurückgegangen, vielleicht 
bätte er da noch beſſere Argumente für ein Geſetz wie das vorliegende ge⸗ 
unden. Er hat von der religiöfen Aufregung im Lande, von dem wachſen⸗ 
en Haſſe unter den chriſtlichen Confeſſionen geſprochen, aber kein Wort 
fallen laſſen, um ben Haß zu mildern, meines Erachtens ihn ſogar, wenn 
auch vielleicht unwillkürlich, verſchärft. Es iſt im Lande die Erkenntniß vor⸗ 
den, daß allem kirchlichen Leben ein gemeinſamer Feind gegenüberſteht, 
der das chriſtliche Staals⸗ und Volksleben überhaupt bedroht; man wird im 
nde nicht begreifen, wie eine liberale Majorität einem Geſetze, welches die 
Entziehung der auf Rechtsverpflichtungen beruhenden Alimente ausſpricht, 
ihre Zuſtimmung geben kann. Die Majorität wird ſich boffentlich die Sache 
noch einmal überlegen und im Verfolg des Princips des conſtitutionalen 
arlamentarismus den $ 1 und mit ihm das ganze Geſetz verwerfen. 
(Heiterkeit und Widerſpruch.) Cs liegt bier eine Möglichleit vor, den Sag 
des Fürſten Bismard, daß der Parlamentaris durch ſich ſelber ruinirt wer⸗ 
den müſſe, zur Wirklichkeit werden zu laſſen; nach alledem, was auf kirchen⸗ 
olitiihem Gebiete möglich geworden iſt, ift auch auf allen anderen Gebieten 
anches möglich. (Beifall im Centrum.) ; 
Abg. Jung: Ferien haben das Gute, daß fie den Abgeordneten Ges 
Ingenbeit geben, ſich in Contact mit den Provinzen it fegen und ohne dad 
edium der Zeitungen zu erfahren, wie das Publikum über vie laufende 
Geſetgebung denkt. Ich habe nun in der Rheinprovinz überall gefunden, 
daß auch dieſes Geſetz als eine prompte, logiſch, moraliſch und rechtlich 
durchaus A ar utwort auf bie Kriegserklärung des Papſtes, auf die 
namenloſe N durch die Eneyclica begrüßt worden ijt, namentlich 
auch in katholiſchen Kreiſen, d. h. in ſolchen, in denen man das Selbſidenken 
Noch nicht aufgegeben hat. (Heiterkeit im Centrum). Die höher gebildeten 
aſſen haben das Geſetz auch deshalb mit Freuden begrüßt, weil ſie die 
eendigung des Culturkampfes lebhaft wünſchen, denn die katholiſchen Kreiſe 
leiden febr unter feiner Fortdauer durch die unausbleiblichen ſocialen Zer⸗ 
würfniſſe und den Terrorismus der Geiſtlichkeit, dem die Bewohner des 
Landes und der kleinen Ortſchaften ausgeſetzt ſind, ſo daß ſie das Ende des 
Kampfes ſehulich berbeſwünſchen. Aber fie wünſchen es zu Guniten und 
iu Ehre des Staates, und deshalb habe ich von allen dieſen Kreiſen den 
unſch bernommen, es möge die Staatsregierung in der Ausführung der 
Gefetze eine größere l entfalten. (Gelächter im Centrum.) Man ſagt: 
auer und der Geiſtliche glaubt überall noch nicht an ihren Ernſt, man 
ſieht noch fo viel Beamte, die widerwillig den Geſetzen gegenüberſtehen, die 
geradezu noch ultramontan ſind, die, wenn ſie auch nichts gegen die Geſetze, 
doch auch nichts für fie (hun, man ſieht noch die ganze alte Schule der Be⸗ 
amien, welche „die religiöſen Gefühle der Bevölkerung ſchonen wollen“. 
Was beißt das? Nichts anderes, als daß fie die Herrſchaftsgelüſte der 
Jab uten ſchonen und gerade wegen dieſer bet die Preußen feit 
ahrzehnten in der unverantwortlichſten Weise cultibirte, hat es die freiſin⸗ 
nigen Leute geopfert und die gebildeten im Sumpfe ſtecken laſſen. 
„Es iſt nur ein Vorwand, wenn man von einer Beängſtigung der Gee 
wiſſen des Volles ſpricht. Wie ſoll die Gemeinde eine Beängſtigung ihres 
Gewiſſens darin empfinden, daß die Geistlichen künftig Opmnafium und 
Univerfität beſuchen follen; es kann höchſtens einigen Bauernfamilien, die 
bisher ihre Jungen die geiſtliche Carriere machen zu 2 
ſchwer fallen, die Koſten für den Beſuch des Gymnafiums und der Univer⸗ 
fiat zu zablen, aber die Gemeinden werden darin nur eine Sorgfalt der 
egierung für die Bildung ihrer Geiſtlichen entdecken. Ebenſo iſt es mit 
dem Dg den die Maigclebe dem Geiſtlichen gegenüber dem Biſchof ge: 
„Wie foll dieſer oder die Wahl des N ra durch die Ge⸗ 
meinde eine Gewiſſensbeängſtigung derſelben hervorrufen, d. b. einem Gee 
fangenen, dem man die Thüre 


5 


. 


reslauer 


Staatsmitteln für die roͤmiſch⸗ > 


Gneiſt erwiedert, daß die betreffenden Petitionen während H 


laſſen gewohnt waren, 


1 
offnet, eine Gewiſſensbeängſtigung ſchaffen,! durfte, 


— 4 ⁰ ͤ öL?——— — 4 


Sechsundfünfzigſter Jahrgang. — 


gras wie aus den Re: 
ben Zeit verlangten die 


yo werden die Auſhetzer, die Geiſtlichen, die Journaliſten und Führer 
der Bewegung eingeſteckt, aber da wird gleich interpellirt für gute Beköſtigung 
reſp. Selbſtbeköſtigung, es wird überall für fie im Lande geſammelt, und die 
Herren vom Centrum durchſtöbern alle Gefängnißräume, um zu ſehen, ob 
die Märtyrer und Blutzeugen, ihre neuen Laurentiuſſe weich gebettet find. 
Große 8 Aber um das Volk, das ſich leider zu Tumulten Da 
inreißen laſſen, bekümmert ih kein Menſch, da wird nicht geſammelt; wo 
die Leute hingeſteckt werden, iſt einerlei, ich habe keine Interpellation des: 
wegen gebört; im 8 die Leute werden verleugnet, das ſind ja Tu⸗ 
multuanten. Die Sache lonnte fic) einmal ändern, die gläubigſten Werk⸗ 
euge dieſer Herren, die Bauern, könnten einmal müde werden, ſtets der 
Brtsefnae 1 ſein, zu zahlen und nachher bei Tumulten die Härte des 

eſetzes zu fühlen. (Sehr richtig) Die Prätenſion des Papſtes, als Ver⸗ 
treter Gottes der alleinige Interpret und Verkündiger des Willens deſſelben 
zu ſein, bringt es mit ſich, daß er jeden Abgefallenen vom Katholicismus 
als einen Abgefallenen von Gott behandelt, der dem Teufel de überweiſen 
ift, für den kein Recht exiſtirt. Mit dieſer Lehre hat die Curie wie ein 
rieſiges Petrefact mitten in der Bewegung ber Geſchichte geſtanden, und 
weil die Geſchichte keine Notiz von ihren Prätenſionen nahm, gegen die Ge⸗ 
ſchichte proteftirt: gegen den Weſtſäliſchen Frieden, gegen den Badifden 
Frieden, gegen den Oeſterreichiſch⸗Preußiſchen Frieden, gegen den Reichs: 
deputationshauptſchluß, gegen den Pariſer Frieden, gegen den Wiener 
Congreß, gegen die Bundesacte, nur weil den Ketzern nicht allein rechtliche, 
ſondern ſtaatliche Exiſtenz durch dieſe Friedensverträge zugeſtanden wurde. 
Wenn die Tiroler ſich gegen die Geſetze empörten, welche den Proteſtanten 
leiche Rechte einräumten, fo ſchrieb der Papſt ihnen Gratulationen zu ihrem 

mpf für die Glaubenseinheit. In Toscana bis zum Jahre 1853, in 
Spanien bis zur Revolution wurden die Proteſtanten, wenn ſie nur die 
Bibel leſend angetroffen wurden, in das Zuchthaus geſteckt. 

Außerdem hat in dieſem Jahre der Papſt das große Jubeljahr verkündet 
und Gebete, die natürlich von jeder Kanzel verleſen werden ſollen, zur Aus⸗ 
rottung der Ketzerei und Bekehrung der Irrgläubigen angeordnet. Die Irr⸗ 
gläubigen ſind diejenigen, die noch innerhalb der katholiſchen Kirche ſind, die 
Ketzer ſind die aus der Kirche Ausgetretenen. Denken Sie ſich die Unge⸗ 
heuerlichkeit, in der ganzen katholiſchen Kirche werden Gebete für vie Aus⸗ 
rottung von % der Bewohner Preußens angeordnet (Gelächter im Centrum; 
bört! hort! links). M. H., ich möchte Ihre (des Centrums) Geſichter ſehen 
und Ihren Interpellanten auf der Tribüne hören, wenn es dem Oberkirchen⸗ 
rathe einfiele Gebete zur Ausrottung des Katholicismus anzuordnen! — 
Herr Reichenſperger citirt fo gern das Landrecht; ich möchte ihn fragen, wie 
dieſe Prätentionen des Papſtes fic) mit dem Grundrecht vertragen, das der 
Art. 13 feines beliebten Titel 11 des zweiten Theils enthält: Ehrfurcht gegen 
die Gottheit, Treue gegen den Staat, Gehorſam gegen die Geſetze und gute, 
verträgliche Geſinnung gegen feine Mitbürger. Wo iſt bon dieſen Erforder⸗ 
niſſen irgend eine Spur in den Prätenfionen der römiſchen Curie zu ente 
decken? Dieſelben Leute kommen zu uns im Namen von Recht, Freiheit, 
Toleranz und beſchuldigen uns der diocletianiſchen Verfolgung. Der oberſte 
Grundſatz der römiihen Curie iſt Einheit des Glaubens, gar kein Recht für 
Abgefallene, Confiscation ihrer Güter, Ausrottung derfelben, im mildeſten 
Be e Zuchthaus; ſubſidiäre Rechte der Kurie, nämlich da, wo fie dieſe Grund⸗ 
en nicht durchführen kann, möglichſte * ung des Katholicismus, feind⸗ 
ſelige ur Sala u den Proteſtanten, Verſagung der Heirath mit ihnen 


een 


oder nur Zulaſſung unter entehrenden Bedingungen, Verſagung des Grabes 
an gemein oe Stätte, der gemeinſchaftlichen Schule und Kirche und 
endlich dieſe Gebete zur Ausrottung der Ketzerei, welche einer Verbrennung 
in effigie gleichkommen. Preußens Grundſatz ſeit dem roßen Kurfürſten, 
jedenfalls ſeit Friedrich dem Großen war: Kommt ber alle zu mir, die ihr 
verfolgt ſeid; ich verlange von euch nichts, als die angeführten Grundſätze 
des Landrechts. 

Sie find alle gekommen: die Hugenotten, die Salzburger, die Mennoniten, 
die Baptiſten, die Herrnhuter. Die Katholiken haben nirgends ſolche Rechte 
genoſſen, als in Preußen. Der Poſten für ſie im Budget iſt höher als für 
die zwei Drittel der Bevölkerung ausmachenden Broteftanten, es find für die 
Biihöfe Dotationen angeſetzt und Palaſte eingeräumt, von denen ein ein: 
aer evangeliſcher Pfarrer gar keinen Begriff hat. (Heiterkeit.) Man hat 
ogar die Wach die der Prieſter geduldet, man erlaubte Innere egen das 
lebende Recht Proceffionen (Aha! im, Centrum), da doch keine 0 
artei ein Anrecht auf den Straßenlörper hat, man feiert die katholiſchen 
eee was ein offenbarer volkswirthſchaftlicher Schaden iſt, man läßt die 

löfter wie Pilze aus der Erde ſchießen, obwohl das Strafgeſetz Vereinigun⸗ 

en mit unbedingtem Gehorſam gegen die Oberen verbietet, und endli 

eben wir das Wahrzeichen der preußiſchen Toleranz in der Hedwigstirde, 
remde für die Kathedrale der Hauptſtadt halten möchte, während in der 
auptſtadt des Bae nicht einmal eine Rt Kapelle beſtehen 
mit Ausnahme derjenigen im deutſchen Botſchaftshotel, dem Palaſt 


die Friedrich der Große an hervorragender Stelle erbaut hat, fo daß fie der 


eitun 


Expedition: Herrenftraße Nr. 20, Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 7. April 1875. 


a. BRE dg gebe INANE ——— 


Caffarelli, die ſich des Vortheils der Exterritorialität erfreut. Man muß ſich 
fragen, wie hat man dies ſo lange dulden können, und wie konnte ſich ſo 
lange eine ſo große Maſſe in ein ſolches Joch einiperren laſſen? Die ſtarken 
und einigen Staaten, z. B. Frankreich, wußten ſich ftets 
ſionen des Papſtes zu ſchützen; die Uneinigen waren die Deutſchen, jeder 
freute ſich über die Unordnung bei feinem Nachbar. Warum die große Maſſe 
ih noch in Roms Joch fügt, hat einen pſychologiſchen Grund. Rom iſt der 
Repräſentant der vis inertiae, der paſſiven Widerſtandskraft gegen jede Bee 
wegung der Cultur. 

Eine ſolche Kraft iſt etwas Naturgemäßes, durch die Organiſation aber, 
wie Rom ſie eingerichtet hat, wird ſie zu einer ſtaatsfeindlichen Macht. Rom 
iſt außerdem das Aſyl und das Receptaculum der von weltlicher und geiſt⸗ 
licher Macht Depoſſedirten, der Exfürſten, der Exminiſter, der Grercelleh 
der Exprieſter, der Kronprätendenten, die Brandfackel in der einen, den 
ſenkranz in der andern Hand, der Morbprinzen, die in Deutſchland ſteckbrief⸗ 
lich persolgt und von dem hohen katholiſchen Adel als Glaubenshelden auf⸗ 
genommen werden, der Parteiführer; Alles, was von dem Strom der Ereig⸗ 
niſſe umgeworfen worden iſt, gravitirt nach Rom. Wir laſſen uns dur 
dieſes Chor der Rache (große Heiterkeit), welches ſich in der letzten Zeit ſehr 
vermehrt hat, nicht erſchrecken, ſondern halten feſt an der Miſſion Deut 
lands, an der Miſſion, die im 16. Jahrhundert begann und die hoffentlich 
diesmal mit größerer Energie zu Ende geführt werden wird: die Zurückfüh⸗ 
rung der Prätenſionen des römiſchen Stuhles. (Lebhaftes Bravo links.) 

Abg. Graf Praſchma: Wir haben rechtliche und moraliſche Bedenken 
gegen die moderne Geſetzgebung auf kirchlichem Gebietr vorgebracht; die 
rechtlichen haben Sie kaum in Erwägung gezogen, die moraliſchen begegneten 
bei Ihnen nur Gelächter. Es iſt, als ob wir uns nicht mehr verſtänden, 


Culturkampf allzuſehr verbiſſen und es ſei nöthig, daß das verlorene Ver⸗ 
trauen wiederkehre und eine Verſöhnung bald herbeigeführt werde. Durch 
Geſetze, wie das vorliegende, wird aber der Conflict nur verſchärft. Was 
nützt uns die Außere Machtſtellung des Staates, wenn wir nicht im Innern 
Frieden haben? Nichts ſchadet der Autorität des Geſetzes mehr, als wenn 
ein ungerechtes Geſetz auf berechtigten Widerſtand ftößt. Die Autorität 
wird erſt wiederhergeſtellt, wenn man die ungerechten Geſetze abſchafft. Die 
Grundſätze des Chriſtenthums, der katholiſchen Kirche, laſſen ſich eben nicht 
ändern. Die Altkatholiken negiren immer die päpftlihe Autorität; wenn fie 
uns einmal ihre poſitiven Glaubensartikel mittheilen möchten, jo würden 
wir ſofort ſehen, ob fie einer ſchon beſtehenden Confeſſion angehören. Würden 
Sie wohl denjenigen noch für einen Proteſtanten halten, welcher erklärte, er 
weiche von der proteſtantiſchen Lehre nur darin ab, daß er das vaticaniſche 
Concil für ein ölumeniſches halte. Der Papſt ſagt in feiner jüngften En⸗ 
coclica nicht mehr, als was auf 


gegen die Präten⸗ 
e 


i 


und doch find wir Alle Vertreter eines und deſſelben Volkes. Herr Abg. 
Virchow äußerte neulich, es ſcheine, als habe ſich die Regierung in den 


fh. 


Wunſch der oberſten evangeliſchen Kirchen⸗ age 


behörde in das Reichs⸗Civilehegeſetz ausdrücklich aufgenommen ijt, nämlich: 0 i 
Die kirchlichen Vorſchriften werden durch die Staatsgeſetze nicht berührt. 


Als die preußiſche Regierung als Entſchädigung für die 
im Anfange dieſes Mibrdan dete Dotationen für die Biſchöfe bewilligte, 
rühmte Papſt Pius VII. ihre Großmuth und Güte, ein Beweis, daß der 


Säculariſationen 


Papſt ſehr geneigt iſt, auf Conceſſionen einzugehen, um den Frieden wieder = 2 


berzuſtellen. f £ 

Nicht die Curie trägt die a an dem jetzigen Conflict, denn fie bere 
langt jetzt nicht mehr als vor 1870 — ſondern die Maigeſetze; vor den Mais 
geſetzen herrſchte ja confeſſioneller Friede. Auch wir Katholiken haben den 
den Wahlſpruch: Mit Gott für König und Vaterland! Wir glauben aber 


dem Könige gerade dadurch am beſten zu dienen, daß wir feſthalten an unſe⸗ 


rer Religion und Kirche. Es iſt ſchwer, dasjenige, was ich bei dieſem Ge⸗ 
jehe empfinde, in parlamentariſche Worte zu kleiden und will deshalb an⸗ 
führen, was von Mallinckrodt bei Berathung des Geſetzes über die erledigten 
Bisthümer zu § 13 ſagte: Die Regierung treſfe ſolche Maßnahmen, um die 
Biſchöfe zu pflichtwidrigen, eidbrüchigen Handlungen zu verleiten. Damals 
haben Sie den $ 13 verworfen und nun wollen Sie den katholiſchen Clerus 
zur Fahnenflüchtigkeit verleiten. Die Katholiken werden aber ihre Give foe 
wohl gegen den Staat, als die Kirche halten und das Geſetz wird deshalb 
feinen Zweck nicht erreichen. Die Biſchöſe werden, auch wenn fie abgeſetzt 
ſind, unſere Biſchöfe bleiben, ebenſo wie Seine Majeftát der König unfer 
König bleiben wird, ſelbſt wenn ihn eine revolutionäre Kammer oder die 
Commune abſetzte. Mit demſelben Rechte, mit welchem Sie den Geiſtlichen 
ibre Dotationen abſprechen, könnten ö 
Die Katholiken werden aber lieber ihr irdiſches Vaterland verlaſſen, als auf 
ihr bimmliſches Vaterland verzichten. Das religiöſe Gefühl des Volkes wird 
auf das Tieſſte erſchüttert, wenn alles, was den Katholiken heilig iſt, öffent⸗ 
lich verhöhnt wird, wenn man feine Staatsangebörigkeit am beſten dadurch 
darthut, daß man ſich von der Kirche losſagt. Ich frage den Herren Cultus: 
miniſter, ob der Staat daran ein Intereſſe hat. Dem Herrn Reichskanzler 
mag es ganz recht ſein, denn er ſtrebt na 
tiſtiſche König XIV. fagte: IEtat c'est moi, fo meint der Reichskanzler: wer 
wider mich und mein Princip iſt, der iſt wider den Staat. Sie ſchreiben 
auf ihre Fahne „Freiheit und gleiches Recht für Alle“ und der einzige Mann, 
welcher von ihrer Partei bei der zweiten Leſung gegen dieſes Geſeß geſtimmt 
bat, iſt deswegen fo viel geſchmäht worden, daß er feine Abſtimmung öffent⸗ 
lich a c uch f sath gist 

gleich ich nicht auf demſelben religiöfen und politiſchen Standpunkte 
ſtebe, wie der Herr Abg. Redman, fo freue ich mich doch, daß man auch 
von einem anderen Standpunkte aus 5 demſelben Reſultate kommen kann, 
wie wir. Wollen Sie ernſtlich die Wiederherſtellung des confeſſionellen 


Abſolutismus. Wie der abſolu⸗ 


Sie den Laien ihr Vermögen nehmen. 


Friedens, ſo kehren Sie zu den Grundſätzen zurück, welche nach dem dreißig⸗ 


jährigen Kriege Deutſchland den Frieden gegeben haben: daß jede Religions⸗ 
Seiellicaft ihre Angelegenheiten I ſich y ordnen habe und etwaige Streitig⸗ 
keiten durch gütlichen anche mit den kirchlichen Oberen zu ſchlichten ſeien. 
Der Weg, den Sie eingeſchlagen haben, führt zum Ruin des Landes und 
Sie übernehmen daflür die volle Verantwortung. 

Abg. v. Kardorff: Es hat mich fehr wohlthuend berührt, von dem 
Herrn Vorredner die Sehnſucht nach Wiederherſtellung des confeffionellen 


455 aig u vernehmen. Herr . welcher die e 
e 29 


it der Vorlage beſtritt, hat pollſtändig überſehen, daß wir im Jabre 1 
dem Art. 15 der Verfaſſung folgenden Wortlaut gegeben haben: „Die evan⸗ 
alte und die römiſch⸗katholiſche Kirche, ſowie jede andere Religions⸗Geſell⸗ 


Haft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig, bleibt aber 


den Staatsgeſetzen und der NN geordneten Aufſicht des Staa⸗ 
tes unterworfen. Mit der 3 eichen Maßgabe — das heißt, wenn 
fie fid) den Staatsgeſetzen unterwirft — bleibt jede Religious ⸗Geſellſchaft im 
Befig und Genuß der für ihre Cultus⸗, Unterrichts- und Wohlthaͤtigkeits⸗ 
Zwecke beſtimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds.“ Nach meiner Dei 
nung lann in dieſem Stadium 2 Streites kaum noch etwas Neues 
vorgebracht werden und ich habe nur das Wort ergriffen, um gegen eine 
Kampfesweiſe der Herren aus dem Centrum Verwahrung einzulegen, die ich 


in ihrem eigenen sache nicht für eine richtige halte. Herr Reichenſpergen 


bat den jetzigen Widerſtand des Centrums mit der Oppoſition in der Con: 
flictszeit in Parallele geſtellt. 5 net, 

In der Conflictszeit konnte die Oppoſition mit einem gewiſſen Rechte an⸗ 
nehmen: wenn es gelingt, dieſes Miniſterium i tigets dann kommt eine 
Regierung, die seven Anſichten mehr entſpricht. 

Centrum aber erregen durch ihre 


länge, den Fürſten Bismarck, dieſen ſchlimmen Herrn und den noch ſchlim⸗ 
meren Miniſter Falk zu beſeitigen. wär, 
mann gar nicht je! werden, der auf kirchlichem Gebiete eine andere Bos 
litik verfolgte, als unſer jetziges Miniſterium (Obo! im Centrum); ja, wenn 
ſelbſt der Abg. Windthorſt, welcher dies in beitreiten ſcheint, Reichskanzler 


dh wäre, würde er in kurzer Zeit im allerſchärfſten Conflict mit der Curie leben. 


(Große Heiterkeit.) Umgekehrt aber wird ſich jeder deutſche Staatsmann 
immer der ſchweren Verantwortung bewußt bleiben, die dieſer Kampf für 
ihn berborbringt, und die Neigung haben, einen dauerhaften Frieden mit 
Ihnen zu ſchließen. Sie (im Centrum) verſichern, eben jo patrioliſch zu ſein, 
als wir alle zu ſein glauben, aber wenn man in Frankreich Ihre Reden 


ie Herren aus dem 
0 Reden im Volke die irrthümliche Meinung, 
als ob der confeſſionelle Friede ſofort wieder hergeſtellt wurde, wenn es ger 


nano kann ein deutſcher Staats⸗ 
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y: agen ſchreibt ſich her von der Unkenniniß aller Verhältniſſe, welche die 
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he den Vorwurf der Inconfequenz zu machen. 


von Ge 
dieſelben Worte für die allerverſchiedenſten Dinge gebrauchen, daß wir unter 


* 


ag 
AS 


“Tieft, fo bildet ſich jeder Franzoſe ein, daß bei einem franzdfiihen Kriege der 
A Theil 5 dt at den Franzoſen gehen werde. (Abg. Reichen⸗ 
perger: Da werden fie ſich ſehr irren!) Sie irren ſich gewiß; dieſer ve: 
mis 


einſtürzen. Die auswärtigen Staaten find ja auch nicht ohne Einfluß auf 
die Curie und wenn dieſe auch ſelbſt über die Stimmung in Deutſchland 
wohl genügend unterrichtet iſt, um in einen ſolchen Irrthum nicht zu ver⸗ 
fallen, ſo kann doch der Einfluß auswärtiger Staaten zu Folgen führen, die 
Sie ſelbſt wahrſcheinlich für äußerſt verhängnißvolle anſehen werden. (Abg. 
Windthorſt: Das ift Alles die Schuld der Regierung!) : 

Ich bemerkte ſchon früher, daß kein Staat, auch nicht ein katholiſcher, es 
würde ertragen können, daß fis zwiſchen die rechte und linke Seite des Par⸗ 

laments eine Partei einſchiebt, welche eine lediglich kirchliche Partei iſt und 


ſich ihre Entſcheidungen von Rom aus diktiren läßt, zumal dem Papſte durch 


das Jufallibilitätsdogma nicht blos eine kirchliche, ſondern auch eine eminent 


pPolitiſche Macht beigelegt ijt. (Widerſpruch im Centrum.) Sie haben nun 


alle Parteien gegen ſich vereinigt und an Ihnen ſelbſt liegt es, den confeſſio⸗ 
nellen Frieden wieder herzuſtellen. Wollen Sie den Krieg, wie die päpſtliche 
Eneyelica dies zu documentiren ſcheint, fo hoffe ich, daß wir auch aus dieſem 
Kriege ebenſo beten hervorgehen werden, wie aus den Kriegen von 1866 


atholiken angeben; unſeren Verſicherungen aber wird nicht geglaubt. 


In unſeren ichigen 1 
artei 


Man nimmt auf die ber bee 
a 


egierung Gelegenheit gegeben war, wegen Nicht⸗ 
aigeſetze ſtrafend einzuſchreiten. Ich babe nun 


u 
am Kaiſer mißliebige 


issentit tolerari posse, ut archiepiscopus et episcopi 
- hujus imperii significent et nomina eorum sacerdotum, qui ad admini- 
strandas paroecias sie dictas incorporatas destinantur. Ich bitte Sie 

um, demgegenüber meine Aeußerung fih gegenwärtig zu halten. 
Abg. Dr. Gneiſt referirt zunächſt über den Inhalt verſchiedener auf das 
Geſetz Fezügüichen Petitionen der Domcapitel von Köln, Hildesheim, Breslau 
u. . w. und fährt dann fort: Den Abg. Reichenſperger bitte ich, mir nicht 
Ich habe den Art. 15 nie an. 
ders verſtehen können, als ich es jetzt thue, und glaube dabei in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem höchſten Gerichtshof zu ſein. Wenn dem Art. 15 andere 
eutungen beigelegt werden, ſo iſt der Grund, daß man bei der Deutung 
en in der Regel nur an fih denkt und namentlich auch, daß wir 


: ag des Glaubensbekenntniſſes und Gewiſſens himmelweit verſchiedene 
Dinge verſtehen, auf proteſtantiſcher und auf katholiſcher Seite. Wir können 
es nicht ändern und können es nur reſpectiren, wenn unſere katholiſchen 
Mitbürger meinen, nicht blos der Glaube und die Verwaltung der Sacra⸗ 
mente und die Lehre gehören zu den weſentlichſten Heilswahrheiten, ſondern 


die Regierung der Kirche als das Weſentlichſte ves Glaubens anjehen, die 


äußere Ordnung und Verwaltung der Ehe, der e ela des geſamm⸗ 
den Unterrichtsweſens, eines bedeutenden Theils der Armengeſetzgebung, aller 
Theile des bürgerlichen Lebens, die eine unmittelbar ſittliche Seite darbieten. 
Wenn dieſer Glaubensbeſtand des katholiſchen Unterthans in Deutſchland 


2 i Das ¡ft nicht wahr! 
nif des katholiſchen 92 55 in 12 gelen mehr Ber 


des 


— fo können wir be 


die den inländiſchen Biſchöfen vorgeſchriebenen Grenzen genau beobachten, 
ſondern auch nicht geſtatten, daß dieſe Grenzen von ſeinen auswärtigen 
Oberen überſchritten werden. (Hört! Hört! links.) Ich will Herrn Dr. Windt⸗ 
horſt auf jeder Seite des Landrechts dieſe flagrante Verletzung der Glaubens⸗ 
lehren der römiſchen Regierung und Kirche in ihrer Integrität nachweiſen, 
ebenſo noch viel flagrantere Verletzungen in den öſterreichiſchen Geſetzen, in 
dem Code pénal und in vielen codes administratifs, in den ſpaniſchen 
Geſetzen, in dem ganzen Bereich der Chriftenheit. Seit dem 15. Jahrhundert 
find dieſe Regierungsrechte nicht veräußert, fie find in den Beſitz⸗ und Rechis- 
ſtand des Staates übergegangen, den man nicht durch 1 a Widerſtand 
und am wenigſten auf dem Wege der Agitation und der Revolution rück⸗ 
gängig machen kann. — Nun frage ich: wie iſt es unſeren katholiſchen Mit: 
bürgern möglich, in einem Staate zu wohnen und zu leben mit dem vollen 
Gefühle der Unterthanenſchaft? Sie haben mit dem größten Gefühle deſſen, was 
heute der Staat als ſeine Culturaufgabe und ſeiner Rechtsaufgabe im Beſitz hat, 
die doppelte Regierung des Staates und der römiſchen Kirche, und es iſt eine der 
platteſten und gedankenloſeſten Phraſen, wenn von der Kanzel herunter geſagt 
wird: „Gebet dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt und Gott, was Gottes ijt”, 
denn das, was Sie grundſätzlich zu Gottes Regiment 1 hnen, it heute zu 
drei Viertel Staatsregiment und liegt innerhalb der rechtmäßig überkomme⸗ 
nen Regierungsgewalt des Staates. Wenn in folder Encyclica ſteht, Sie 
follen zum Geborfam der göttlichen Gebote verpflichtet fein, 8 heißt das, 
es als Anm ne Katholiken hinſtellen, auf dem ganzen Gebiete der heu⸗ 
tigen Cultur⸗Aufgaben des Staates dem unbedingten Gebote des Papſtes 
zu folgen und dem weltlichen Gebote maſſenhaft Widerſtand zu leiſten. 

Wie iſt es möglich, in ſolchem Conflicte als patriotiſcher und loyaler 
Berg feines Staates zu leben? Von der Möglichkeit des Unterſchiedes 
der Lopalität zwiſchen römiſch⸗katholiſchen und evangeliſchen Unterthanen 
unſeres Königreiches hat man bis vor einem Menſchenalter keine Ahnung 
gehabt. Selbſt unter Innocenz III. haben die einzelnen Staaten fo gewaltig 


der Integrität der römiſchen Kirche in nicht minderem Maße vorhanden war, 
wie ſie angeblich in den Maigeſetzen liegen. Seit dem 16. Jahrhundert 
haben ſich nun die deutſchen een en dieſer Gebiete bemächtigt, na: 
mentlich die preußiſche, welche das Gewiſſen der Katholiken niemals drücken 
will, da ſie ſich auf die Ordnung der äußeren Verhältniſſe der Confeſſionen 
beſchränkt. Der Staat würde thöricht f Nag wollte er verſuchen, Glau⸗ 
benslehren zu bekämpfen und etwa Katholiken zu zwingen, eine geſchiedene 
Ehefrau zu heirathen, Katholiken die Abſolution zu verweigern. (Heiterkeit.) 
Alle dieſe Dinge liegen außerhalb der Möglichkeit einer vernünftigen Staats⸗ 
geſetzgebung und wenn einmal eine Verirrung vorgekommen iſt, ſo geſchah 
es auf Andrängen des Clerus. Man kann in der heutigen Welt einmal 
nicht zu verwirklichende Anſprüche der Kirche auf Regierung wohl als ein 
Ideal behandeln, wie man überhaupt das Reich Gottes auf Erden immer 
nur als Ideal des religiöfen Gemüths behandeln kann, aber nur unter der 
unbedingten Verpflichtung des Gehorſams gegen die Geſetze. Eine andere 
Glaubensfreiheit, als die innerhalb der Paragraphen der Staatsgeſetzgebung 
haben wir nie gehabt, denn die Glaubensfreiheit iſt erſt aus dem Gehorſam 
gegen die Staaksgeſetze erwachſen. Bei dieſer Lage der Dinge giebt es fei: 
nen anderen Standpunkt, als die feſte Maxime: nolumus, mutari legem 
terrae, das iſt der modus vivendi zwiſchen den Katholiken und Evange⸗ 
liſchen. Seit einem Menſchenalter hat ſich nun dieſem Standpunkte gegen⸗ 
über der ultramontane geltend gemacht. Derſelbe fängt in dem Augenblick 
an, wo man die theoretiſch⸗theokratiſche Souveränetät des Papſtes zu einer 
regierenden Oberſouveränetät mit allen Zwangsmitteln der Staatsgewalt 
erhebt und dieſe Anſprüche der Souveränetät durch die Nichtigkeitserklärung 


agt, es ſei 
eiligt die 


lan jagt z. B.: ber 
inarurtheile nur von deut⸗ 


in noch viel dringenderer Geſtalt als die ir 
a 
Königs von 


aben. 
Und alle dieſe Einmiſchungen in br Dike e beſtehen mit Gottes Ge 
nehmigung und des Papſtes Erlaubniß. Nur in Preußen ift die ſtrengſte 
Handhabung der Landesgeſetze gegen Gottes Gebot und ein Eingriff in die 
Rechte der Kirche. Hier predigen die Kapläne von der unerhörten Verfol⸗ 
gung der katholiſchen Kirche, der Junker ſchlägt auf den Tiſch und verſichert 
auf Ehre, daß eine ſolche Verletzung des römiſchen Glaubens nie vorgekom⸗ 
men ſei (Heiterkeit), und dann kommen die Juriſten und discutiren die Frage, 
als ob es ſich um einen Streit um Mein und Dein handelte. Gegenüber 
einer ſolchen Tendenz würde der Staat ſeine Pflicht auf das Schwerſte ver⸗ 
letzen, wenn er ſchwach genug wäre, in 20 Punkten die Maigeſetze, die alſo 
Gottes Geboten widerſtreiten follen, nachzugeben und das päpſtliche placet 
einzuholen. seve Schul⸗ und Unterrichtsgeſetzgebung, jedes . über die 
Gerichtsverfaſſung würde alsdann ebenſo eine Reihe von Verleßungen der 
katholiſchen Kirche enthalten. (Abg. Windthorſt⸗Meppen: u. Ich ſollte 
meinen, für einen ehemaligen Juſtizminiſter dürfte dies nicht komiſch ſein! 
Hätte der Staat wirklich die thörichte Schwäche, bier nur eine Linie a 
geben, fo würden wir morgen die zweite Serie von Verletzungen des kalho⸗ 
liſchen Dogmas erhalten, ſo lange, bis die agitirende Ober eitung ihren Zweck 
erreicht hat, denn gejattigt iſt I noch nie. (Große Heiterteit) Wenn der 
Staat auch nur eine Linie breit jeiner Pflicht untreu würde, dann hätte es 
mit dem . 7 — egen die Geſetze überhaupt eine Ende. Nun ſollten 
wir doch wohl offene gen haben, um zu feben, wer denn die Dirigenten 
in dieſen Dingen ſind. Die Herren vom Centrum leugnen es, ebenſo die 
Biſchöfe, und man ſpricht immer von der heiligen Kirche, welche alle dieſe 
Dinge gegen das deuiſche Reich anordnet. Wen fol! denn aber die Staats⸗ 
regierung als die heilige Kirche anſehen, mit wem ſoll ſie verhandeln, um 
zu wiſſen, was ſie thun und 7 laſſen hat? Hier iſt der Punkt, wo es vor⸗ 
weg gejagt werden muß. Dieſe Kirchengewalt iſt nicht die unfrige, wir 
chulden ihr keine Ehrfurcht, ſondern nur die allgemeine Achtung, die jede 
kacht verdient, welche einem Theile unſerer Mitbürger heilig pS Der Staat 
aber muß eine Kae Macht nach ihrer Tendenz beurtheilen, für ihn iſt fie 
die pang rälatur mit ſelbſtgewähltem Vorſtande und Oberhaupt — 
und der geſammte deutſche Epiſkopat bedeutet in dieſem italieniſchen Kirchen⸗ 
regiment nicht ſo viel wie eine kleine Zahl Prälaten, die in einer Gaſſe 
Roms zuſammen wohnen. n 
Kann eine Regierung in aller Ruhe erwarten, daß dieſes auswärtige 
Kirchenregiment ſeine Schritte nur leiten werde im Intereſſe des preußiſchen 
Staats, der noch dazu zu zwei Dritteln akatboliſch ft? Es giebt für die 
ultramontane Richtung nur einen bitter gehaßten Feind, das ijt der preus 
ßiſche Staat, der einzige, der ſich zu den ultramontanen Beſtrebungen abs 
ſolut und unverſöhnlich im Gegenſatz befindet, weil er auf der grundſatz⸗ 
lichen Gleichberechügung der Betenninifie baſirt. Sollte ſich irgend eine Ma 
finden, die uns rotor feindlich geſinnt ift, die eiferfüchtig zu machen wäre 
nen ichert ſein, ſie im engſten runs mit der Curie zu 
finden; bei dieſer Macht ware dafür alles erlaubt, was bei uns Gottlofigteit 
und Verlegung der Glaubens rechte der Ratholiten ijt. Nun bitte ich Sie 
ſich vorzustellen, mit welcher Sec man einſt aus dem Anfang des 
Streits mit den Erzbiſchöfen von Köln und Poſen bis zur ee 
Fulda gekommen ift. Der gerechteſte aller Könige Preußens Friedrich Vil» 
helm III., erſchreckt über die plötzliche Aufkündigung des Gehorſams jab ſich 
veranlaßt zwei Erzbiſchöͤfe auf die Feſtung zu ſchicken, um geringfügiger 


—— 


Dinge willen im Vergleich zu den heutigen Schritten der Biſchöfe, wegen 
wirklicher Bagatellen, derglichen mit dem unabſehbaren Maßſtabe des Cons 
flifts, den die Biſchöfe in Fulda in feierlicher Weiſe conftatirt und proclas 
mirt haben. Was damals bom Könige als ein Attentat gegen die Würde 
feiner Kone angeſehen wurde, wird heute auf offenem Markte gepredigt. 
Heute führt jeder Dorfpaítor eine Sprache gegen den König mit der deutſchen 
Kaiſerkrone auf dem Haupte und ſeine Geſetze, wie vor einem Menſchenalter 
kein Papſt oder Nuntius gegen einen deutſchen Kleinfürſten zu führen wagte. 
Unter jolhen Umſtänden darf man nicht Plaidoyers führen, die lepiglich 
darauf hinauslaufen, der Kirche ſei ihr Beſitzſtand garantirt. Dieſe Garan⸗ 
tien ſind, als ſie gegeben wurden, als abſoluter Schutz gegen Verwaltungs⸗ 
willkür, nicht aber als Schranke für die Geſetzgebung über Strafrecht und 
die Sicherheitsgeſetzgebung des Staates verſtanden worden. ‘ 

Sonſt wäre der Staat im Kampfe gem die Kirche wehrlos. Wenn Sie 
mir nun jagen, das fei ein Widerſpruch gegen den Wortlaut der Verfaſſung, 
ſo habe ich nur der Kürze wegen zu ſagen, daß das in dem Kriegszuſtande 
erlaubte und für den Staat nothwendige Maßregeln ſind, da er andere nicht 
hat. Sie ſind ein Akt des Strafrechts dem materiellen Inhalte nach und 
der Staat, der überhaupt an Perſon und Vermögen Strafen hat, hat auch 
das Recht, in feiner Sicherheitsgeſetzgebung Präventivmaßregeln zur Schwächung 
eines vorausſichtlichen Gegners in einem offenen Streit zu verfügen. Wenn 
ich das Bild von dem Kriegszuſtand gebrauche, ſo uſurpire ich nichts Uner⸗ 
laubtes. Aus der kleinen Toga des Herrn, der mir gegenüber ſitzt (Windt⸗ 
horſt) iſt wiederholt dieſer Kriegszuſtand angeboten worden. Und wenn man 
einen Staat durch Attaquen diefer Art, durch eine N des Angriffs, 
durch den man jeden Punkt einer legitimen Staatsgewalt angreifen kann, 
in den Kriegs⸗ und Belagerungszuſtand verſetzt, dann kann man nicht nach⸗ 
her rückſtändige Schuldklagen eintreiben. Sie zwingen den Staat zu ſolchem 
Waffengebrauch, denn der Staat kann mit Gewiſſen und Geiſtern nicht 
kämpfen. Daß dabei auch Unſchuldige getroffen werden ift unvermeidlich. 
Hier iſt aber dies ſelbſt nicht einmal der Fall, ſondern das Geſetz verpflichtet 
ſich gegen die einfache Erklärung des Gehorſams zur unumſchränkten Fort⸗ 
Wodan des bisher Gegebenen. Und wenn einer der Herren Redner dieſen 

nſpruch des Staates auf eine ſolche Erklärung eine Prämie für die Uns 
treue eines Geiſtlichen gegen ſeinen oberſten Souverän nennt, dann iſt das 
der Ultramontanismus in der oberſten Potenz, der doch noch nicht ſelbſt 
weiß, daß er ultramontan iſt. Del links; 1 im Centrum.) 

Die Generaldiscuſſion wird hierauf geſchloſſen. In einer perſönlichen 
Bemerkung beſtreitet Abgeordneter Windthorſt, jemals, wie Abg. Gneiſt 
behauptet, aus ſeiner Toga den Krieg hervorgeholt zu haben. Er habe nur 
einmal ausgeſprochen: „Wenn Sie den Krieg wollen, ſo ſollen Sie ihn 
haben.“ (Aha! links.) Der Abg. v. Kardorff babe dann behauptet, auch er 
a würde als Minifter den Conflict mit der Curie nicht vermeiden 
önnen. Wenn Eingriffe der Curie auf das ſtaatliche Gebiet ſtallfinden wür⸗ 
den, gewiß nicht, — aber die Curie würde das nicht thun (Heiterkeit), und 
wenn ſie es thäte, würde er die Sache in Frieden zu ordnen verſtehen. 

Es wird hierauf in die Specialdebatte eingetreten. 

$ 1 lautet: In den Erzdiöceſen Köln, Gneſen und Pofen, den Diöcefer 
Kulm, Ermland, Breslau, Hildesheim, Osnabrück, Paderborn, Münſter, Trier, 

ulda, Limburg, den Delegaturbezirken dieſer Diöceſen, ſowie in den preußi⸗ 
chen Antheilen der Erzdioͤceſen Prag, Olmütz, Freiburg und der Diöceſe 
Mainz werden vom Tage der Verkündigung dieſes Geſetzes ab ſämmtliche, 
für die Bisthümer, die zu denſelben gehörigen Inſtitute und die Geiſtlichen 
beſtimmte Leiſtungen aus Staatsmitteln eingeſtellt. ] 

Ausgenommen von diefer Maßregel bleiben die Leiftungen, welche für 
Anſtaltsgeiſtliche beſtimmt ſind. 8 ; 

Zu [den Staatsmitteln gehören auch die unter dauernder Verwaltung 
des Staates ſtehenden beſonderen Fonds. x 

Abg. Franz verſucht nochmals unter großer Unaufmerkſamkeit des Harte 
ſes aus der rechtlichen Natur der Verpflichtungen, auf welchen die Staats⸗ 
leiſtungen an die kathol. Kirche beruhen, die Unzuläßigkeit des Geſetzes nach⸗ 
Bein daß bie verſchiedenen Empfänger jener Leiſtungen gar nicht hindern 
dune, ihre Anſprüche gerichtlich zu verfolgen. / y 

Abg. Dr. Virchow: Ich habe nur das Wort ergriffen, um auf die Pros 
vocation des Grafen Praſchma den Standpunkt meiner politiſchen Freunde 
gegenüber dieſem Geſetze klar zu ſtellen. Der Abg. von Heeremann hat ge⸗ 
meint, daß wir nur unter dem Einfluſſe eines Miasmas den Vorlagen der Re⸗ 
ierung zuſtimmen könnten. Das ijt nicht richtig. (Ruf im Centrum: Den 
fabes Sie nicht!) i verſtehe mich ſehr gut ig iasmen, wer eine gute 

aſe hat der ſpürt fie. (Große Nahen Ich könnte Ihnen mit Leichtig⸗ 
keit den Vorwurf zurückgeben, aber ich will verſöqnlicher ſprechen und ſagen: 
Es handelt ſich um die Heilung eines pathologii Widerſprn des Staates, 
den die Kirche zu verſchlingen im Begriffe ſtand. (Widerſpruch im Centrum.) 
Wenn Sie auf den Frieden verweilen, welcher bis 1870 herrſchte, fo ſollten 
Sie nicht vergeſſen, daß er beſtand, ſo lange die Cultusminiſter nach Ihrer 
alate tanzten. Ich erinnere mich ſehr wohl einer Verhandlung in dieſem 

auſe, als wir mit Herrn bon Mühler über confeſſionelle Schulen debattir⸗ 
ten und Herr Reichenſperger damals die Haltung des Miniſters als durch⸗ 
ans liberal, unſere Forderungen dagegen als reactionär hinftellte. (Hört! 
in 


8. ‘ 
Unfer Standpunkt iſt nun der, daß wir die falſche Pofition, in welcher 
ſich die katholiſche Kirche als privilegirte Religionsgeſellſchaft in Preußen be⸗ 
findet, beſeitigen wollen. Die Freiheit des religiöſen Belenntnifjes und Ges 
wiſſens wird darunter nicht leiden. Die Regierung hat ſich indeſſen ent⸗ 
ſchloſſen, einen anderen Weg zu betreten, und wir müſſen ihr auf e 
folgen, weil die Verfaſſung eben die privilegirte Stellung der katholiſchen 
Kirche ausſpricht. Auch our diefem Wege wird immer ein Gebiet gewahrt 
bleiben, in welches der Staat nicht eingreifen kann. Die Differenz iſt dabei 
A die, daß Sie für die Kirche das Recht beanſpruchen, die Grenzen 
dieſes Gebietes zu idas während wir das gleiche Recht für den Staat in 
Anſpruch nehmen. Einſt prätendirte auch die Kirche das gleiche Recht 
egenüber den Wiſſenſchaften, welche ebenfalls von einem beſtimmten Gebiete 
— bleiben ſollte. Die Wiſſenſchaft hat ſich dennoch dieſes Gebiet erobert, 
und ich hoffe, der Streit des Papſtes mit der Kirche wird den gleichen Aus⸗ 
er haben. Denn die Hülfsmittel, auf welche fie dabei fpeculiren, find die 
eichtglaubigkeit und die 9 der Leute. (Sehr gut! links.) Und 
wenn ſie lediglich um dieſer Speculation willen immer wieder die gleichen 
unwahren Behauptungen von den Folgen dieſer Geſetze wiederholen, im 
Vertrauen auf die Richtigkeit des Satzes: gutta cavat lapidem, ſo wieder⸗ 
hole ich ebenfalls im Vertrauen auf dieſen Satz, daß dieſe Geſetze den inner⸗ 
lichen Glauben gar nicht berühren, und daß nur diejenigen ſich dadurch in 
ihrem Gewiſſen verletzt fühlen können, welche ſich in demſelben als unter⸗ 
würfige Diener der Kirche, als willenloſe Werkzeuge der ecclesia militans 
fühlen. Das Martyrium dieſer Männer iſt daher auch eher ein Martyrium 
— Dienſtes, als des Glaubens, für das wir kein Mitleid empfinden 
unen. 

Wir unterſtützen alſo die Regierung auf der betretenen Bahn, wenn wir 
auch glauben, daß auf derſelben weder die Regierung noch wir genau das, 
was wir beabſichtigen, erreichen werden; aber nach dem Geſetze von dem 
Parallelogramm der Kräfte wird die Entwickelung der kirchlichen Verhältniſſe 
— in der Diagonale nach einer Richtung fortbewegen, in welcher es hof⸗ 
entlich gelingen wird, die Dogmatik aus der clericalen Organiſation zu bes 
freien. (Widerspruch im Centrum.) Ibnen, m. H., mag das ſonderbar bora 
kommen, aber die Geſchichte hat bereits manches Wunder fa vollziehen ſehen 
und Sie, die Sie ja an Wunder glauben große Heiterkeit), ſollten von vorn⸗ 
Ken nicht fo ſkeptiſch ſein. Wenn ane wieder von dem Grafen Praſchma 

r die Gleichberechtigung aller Confeſſionen eingetreten worden iſt, ſo ſollten 
Sie doch bedenken, daß es bei gleichem Rechte aller Confeſſionen unzuläſſig 
iſt, mit den Vorſtänden einer einzelnen Religionsgeſellſchaft zu pactiren und 
Concordate abzuſchließen. Wollen Sie die privilegirte Stellung Ihrer Kirche 
aufgeben, fo boffe ich, nachdem dieſe Geſetzgebung in's Leben etreten tft, 
auf eine Verſtändigung mit Ihnen. Dieſelbe liegt in Ihrem eigenen In⸗ 
tereſſe, denn auf die Dauer wird es Ihnen nicht gelingen, die Bevölkerung 

drer Wahlkreiſe auf dem Kriegsfuße gegen das Geſez zu erhalten. Das 
iit vielleicht möglich in polniſchen Landestheilen, wo ſich die kirchliche Oppo⸗ 
ition mit nationaler verquickt, aber an die Dauer eines ſolchen Zuſtandes 
in der deutſchen Bevölkerung glauben, das wäre ein Attentat auf den deut⸗ 
ſchen Geift! (Lebhafter Beifall links. 
1 wird hierauf angenommen. - 

. 2 beſtimmt, daß bie Leiſtungen wieder aufgenommen werden, wenn die 
Biſchöfe ſich schriftlich verpflichten, die Geſetze des Staates zu 1 ge 
a Windthorft (Meppen) geht in längerer Rede wieder auf die Ge⸗ 
neral⸗Discuſſion zurück und weiſt den Vorwurf ge als ftrebe die katho⸗ 
liſche Kirche nach einer Souveränetät über alle Staaten; eine ſolche Sowbes 
ränetät ijt niemals in Anſpruch genommen; noch die neueſte papítlide 
Encyclica ſpricht aus, daß der Bapft abjotut nicht in das Gebiet des Staates 
eingreifen will. Wenn aber der Abg. v. Kardorff gefagt Beh por man bad 
die — — Bismarck und Falk nicht immer angreifen 10 Wert an des 
wir wollen vom Miniſter Falk gar nichts, er ijt nur das E pena am 

en Bismarck. (Große Heiterkeit.) Dieſer iſt der litik all wager. der 

olitit, die er inaugurirt hat, er erreicht mit dieſer Politik allerdings den 
wed, daß alle ihm unbedingte Heerfolge leiſten, Virchow an der Sitze 
(Heiterkeit), er erreicht damit den Zweck der äußerſten Reaction; der Abg. 


j 


ad bat ja geklagt, daß die Preßfreiheit und das Vereinsrecht fo erheblich 
Yenmfbrandt werden, daß cine Einschränkung nolhwendig erscheine. Wir 
eig Ma nicht den Fürſten Bismarck zu entfernen (Heiterkeit), er iſt der 
al kann, der möglicher Weiſe den Frieden wiedergerſtellen kann und 
‘al herſtellen wird, fobalo er fis überzeugt haben wird, daß er auf dem 
gen Wege ſich befindet. (Scha endes Gelächter.) Und dieſe Ueberzeugung 
Yen ommen, wenn die Zweifel nicht ſchon heute da find. Redner geht 
Abr jeeciell auf das Geſetz ein, indem er die Rechts⸗ und Verfaſſungs⸗ 
y rigkeit deſſelben an ausführlichen Beiſpielen und unter Berufung auf 
1 enſtücke, Verträge u. ſ. w., die die Dotationen der Bisthümer beſtimmen, 
ein weilen ſucht. Wenn auch ein Kampf beſtehe, fo könne man doch mit 
eigen entſchiedenen Rechtsbuch ſich nicht einberitanden erklären; das Privat⸗ 
genthum ſei ja ſogar im Kriege völkerrechtlich geſchützt. Jetzt gehe man 
gegen die Katholiken ohne Berechtigung und unter Verletzung alles Rechts: 
Erabtjeing bor; man unterbrüde die Religionsbucher, ohne neue an die 
di elle zu ſetzen, weil man hofft, daß die ſauberen Schulinſpectoren bis dahin 
e Lehrer ſchon auf falſche 12 gebracht haben würden. : 
b ultusminifter Dr. Falk: Ueber mein Verhältniß zum Fürſten Bismarck, 
Mien Politik ich allerdings unterſtützt habe und unterfliigen werde, ein 
mae zu verlieren, können Sie mir um fo weniger zumuthen, als die For: 
Te ung des Verhältniſſes, die Hinweiſung auf die Werkzeugsnatur meiner 
pation cin beliebtes Thema gewiſſer Blätter ift, vielleicht, weil fie mich 
ban zu ärgern glauben. Wenn der Abg. Minbiborft vielleicht eben dieſe 
ld Abſicht gehabt haben follte, fo kann ich ihm jagen, daß er fie nicht ers 
icht dat. In der Debatte über den Gultusetat haben die Freunde des 
i Prredners in maßlos geringſchätziger Weiſe über das Inſtitut der welt⸗ 
en Schulinſpectoren geſprochen und der Vorredner ſelbſt hat ja den Aus⸗ 
le ck „die ſauberen Schulinſpectoren“ gebraucht. Es wäre eine Pflichtver⸗ 
i ung, wenn ich dieſe zuſammenhängende, bewußte Agitation ohne Wider: 
bruch bingehen ließe. Ich will nur auf einen Bericht berweiſen, in welchem 
definitive Anftellung von fünf Schulinſpectoren befürwortet wird, deren 
Karge ung und Nag ehe Tüchtigkeit gelobt wird; im kirchenpolitiſchen 
Eempfe tehen fie unbedingt aut Seiten des Staates. (Gelächter im 
entrum.) Andere ſtelle Ab überhaupt nicht an. (Stürmiſche Heiterkeit). 
die wahren die Schule gegen unberechtigte Eingriffe der Geistlichen, üben 
einen heilſamen Einfluß auf die Lehrer aus und haben fic) deren Achtun 
: ertrauen in hohem Maße zu erwerben gewußt, fo daß trotz der auf: 
reizenden Agitation der Caplanspreſſe die Inſtitution der Kreisſchuleninſpec⸗ 
quen ſich in zunehmendem Maße der Anerkennung der ländlichen und ſtädti⸗ 
chen Bevölkerung zu erfreuen hat und die Infpectoren bei den Schulvor⸗ 
1 nden nicht nur keine Schwierigkeiten, ſondern die bereitwilligſte Mitwir⸗ 
ian finden, fo daß die Zahl der Leute, welche fic) dem Lehrfache widmen, 
ich berdoppelt hat und das Forkbildungsſchulweſen einen bedeutenden Auf: 
wung nimmt. Vergleichen Sie mit ſolchen Urtheilen den Ausdruck „die 
auberen Schulinſpectoren. (Lebhafter Beifall.) E 
wird darauf augenommen; desgleichen ohne Debatte die §§ 3—9. 
10 ſpricht die Einſtellung der executiviſchen Beitreibung der Abgaben 
dus. Hierzu beantragen die Abgg. Jung und Wehrenpfennig folgenden 
Suia : Den Staats: und Gemeinde⸗Steuererhebern iſt während der Dauer 
er Einſtellung nicht 7 — die vorſtehend bezeichneten 
beben und an die Emp angsberechtigten abzuführen. 
Abg. Wehrenpfennig glaubt ſich bei feiner in zweiter Leſung ausge⸗ 
ſprochenen Anſicht einer weiteren Begründung enthalten zu können. 
55 Windthorſt (Meppen): Die Antragfteller ſcheinen die Regierung 
Tod überbieten zu wollen; ich würde Ihnen vorſchlagen, ein Geſetz zu ers 
en, worin allen katholiſchen Geiſtlichen die Verpflichtung auferlegt wird, 
allen den Geſetzen, die die Abgeordneten Jung und Wehrenpfennig nod) 
geben, zu gehorchen. Gedern uh Wer das nicht thut, wird mit Verbannung 
Aae und kein Menſch darf ihm bei harter Strafe ein Stück Brot geben. 
0 e die das Zeughaus gabe e haben, werden mit der Ausführung dieſes 
eſezes beauftragt. (Große Heiterkeit.) 
¡ lbg. Webrenpfennig: Die Scherze des Abgeordneten Windthorſt find 
Mit der befte Theil ſeiner Reden; beute ift das nicht der Fall. (Heiterkeit. ) 
3 S 10 tiro hierauf mit dem beantragten Zuſatze N für den 
Mas ſtimmen auch die Miniſter Dr. Friedenthal und Dr. Falk. . 
die y LL wird mit einer Aenderung folgendermaßen ee „Sind 
le Leiſtungen aus Staatsmitteln an einen Empfangsberechtigten wieder 
Pas genommen, fo ift in Betreff der von dieſem Zeitpunkte n 
die de nden (ſtatt: der an ihn zu entrichtenden) Abgaben und Leiſtungen 
der erwaltungs⸗Execution wieder qu gewähren. Ein gleiches gilt in Betreff 
der Abgaben und Leiftunger für diejenigen Geiſtlichen, welche keine Leiſtun⸗ 
; u aus Staatsmitteln zu beziehen haben, wenn fic) dieſelben durch aus: 
8 kliche oder ſtillſchweigende Willensäußerung verpflichten, die Geſetze des 
tagtes zu befolgen, ſo lange ſie dieſer Verpflichtung nachkommen.“ 
M. Die $$ 12—15 werden ohne Debatte angenommen. Bei $ 16: „Der 
j Wifter der geiftlichen 8 iſt mit der Ausführung dieſes Ge⸗ 
dies beauftragt“, richtet Abg. Jung die e an die Regierung, 
ſes Geſetz von einer populären Denkſchrift und Proclamation begleitet in 
allen latholiſchen Gemeinden anheften oder wo möglich in die einzelnen 
Däufer gelangen zu lajlen; in ber Proclamation muß die Nothwendigkeit 
ieſes Geſetzes motivirt und dargethan werden, wie weder die Maigeſetze 
noch dieſes Geſetz in das Dogma der latholiſchen Kirche eingreifen, wer da 
d tip, wie hermetisch die katholiſchen Gemeinden gegen alle Druck⸗Erzeugniſſe, 
le nicht der janatiichen Caplanspeſſe angehören, abgeſchloſſen ſind, wird die 
Niglidteit einer ſolchen Maßregel begreifen. 
Abg v. Schorlemer⸗Alſt: Falls dem eben ausgeſprochenen Wunſche 
Ige gegeben werden ſollte, möchte ich bitten den Abg. Jung mit der Ab: 
aſſung der Proclamation zu beauftragen. (Heiterfeit.) 
$ 16 wird darauf angenommen. Gbenfo in definitiver Abſtimmung das 
ganze Geſetz gegen die Stimmen des Centrums und der Polen. 
f luß 4% Ubr. Nachſte Sitzung Mittwoch 11 Uhr. (Kleinere An⸗ 
rage und Petitionen.) 


2 Berlin, 6. April. [Amtlihes.] Se. Majeltat der König bat dem 
demdralb Giller zu Gelnhauſen den Rothen Adler⸗Orden vierter 50 
en Rechnungs⸗Rath und Departements⸗Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗Reviſor 
d ahlbeck zu Königsberg in Pr. den Königlichen Kronen⸗Orden dritter Kaffe; 
pia Architekten Alexis Langer zu Breslau den Königlichen Kronen⸗Orden 
innit Klaſſe; dem Lehrer, Cantor und Organiſten Riecke zum Blumberg, 
> pu andow, ben Adler der Inhaber des Königlichen Haus⸗Ordens 
on Hohenzollern berliehen. y 
> Se. Majeſtät der Kaiſer und König hat im Namen des Deutſchen Reiches 
90 ee. pe Peterſen zu Callao zum Conſul des Deutſchen 
es ernannt. 
b Se. Majeſtät der König hat dem Landrathe Eduard Otto Spangen⸗ 
erg zu Trier den Charakter als Geheimer Regierungs⸗Rath verliehen; den 
Baflor Julius Brixius Albert Brapgode in Leobſchütz zum Superintenden⸗ 
Dh der Didcefe Ratibor, Regierungs⸗Bezirk ir ernannt; der Wahl des 
erlehrers am Gymnaſium in Barmen, Profeſſors Dr. Richard Groſſer 
1 M Director des Gymnasiums in Wittſtock die Allerhöchſte Beſtätigung er⸗ 
welle und den Ober⸗Bürgermeiſter Becker zu Dortmund in Folge der von 
er Stadtverordneten ⸗Verſammlung zu Köln getroffenen Wahl als Bürger: 
meiſter der Stadt Köln, unter Beilegung des Titels „Ober⸗Bürgermeiſter“ 
F bei 1 dieſes neue Amt, auf die geſetzliche Amtsdauer von zwölf Jahren 
N Y 3 


W Der Kreisrichter Weizmann zu Croſſen und der Gerichts ⸗Aſſeſſor 
elter zu Münſter find als etatsmaäßige Intendantur⸗Mitglieder bei der 
N Yrtenbantur des III. reſp. VII. Armeecorps angeftellt worden. — Bei dem 
züniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medieinal⸗Angelegenheiten ſind 

ie a Ganzlei-Diätarien Teste, Wieſe, Bake und Aßmann zu 
eheimen Canzlei⸗Secretairen ernannt. — Am Gymnaſium zu Brieg iſt der 
dentliche Lehrer Theodor Duda zum Oberlehrer befördert worden. — Be⸗ 
Nien find: der Oberlehrer Spangenberg dom Gymnasium zu Hanau in 
cher Eigenſchaft an das Pealaymnafium zu Wiesbaden, der Gymnaſtal⸗ 
Realſchullehrer Rudolf Wilke zu Inſterburg als Oberlehrer an das 
ymnaſium und die mit demſelben derbundene höhere Bürgerſchule in 
amm, der Gymnaſiallehrer Dr. Carl . u Bonn als Oberlehrer an 
Gymnaſium zu Trier und der Gymnaſtalle rer Pr. Heinrich Bo ſch zu 
ferig unter Beilegung des Prädicats „Oberlehrer“ an das Progym⸗ 
um zu Trzemeſchno. Der Rector Ruete zu Bremerdoerde ift als or: 
licher Lehrer und der Lehrer Siebels, bisher in Norden, als Hilfs⸗ 
er an das Seminar zu Lüneburg berufen worden. Der Seminarlehrer 
2 en s, bidber in RR ift nach Lüneburg verſetzt worden. Genehmigt 


bgaben zu er⸗ 


— 


u Tagen 


d: An der Realſchule in Iſerlohn die Beförderung des ordentlichen Lehrers 
am: Reier zum Oberlehrer, ſowie die wen ene des erden ichen 
ter8 Dr. Johann Conrad vom Gymnaſium in Coblenz zum Oberlehrer 
m Gymnaſium zu Düren und des ordentlichen Lehrers 


N uftad Mix bon 
E Realſchule in Potsdam zum Oberlehrer am Progymnaſium zu Friedeberg 
u der Neumark. 


ho $ er A 
ie Dem Obere Inſpector der Kaiſer Franz⸗Joſephs⸗Bahn Emil Tilp zu Wien 
iſt unter dem 3 pril d. J. ein Patent u eine Kuppelung site 


olive und Tender auf drei Jahre ertheilt worden. 
Berlin, 


en Locos 


6. April. [Se. Majeſtät der Kaiſer und Konig] hatte fish mit einem Geſuch an Senator Dr. Peterſen, als Chef des! Nürnberger Brauerei belebt und höher, 


Gefängnißweſens, gewandt, worin er gebeten, ihm zu geſtatten, ſich 
während der Strafzeit mit literariſchen Arbeiten zu beſchäftigen. Auf 
dieſes Geſuch iſt, wie die „Ref.“ mittheilt, ein abſchlägiger Be⸗ 
ſcheid ertheilt worden, doch gedenkt Herr Dannenberg, gutem Verneh⸗ 
men nach, ſich bei dieſem Beſcheide nicht zu beruhigen. Es läßt ſich 
erwarten, daß Hr. Peterſen rectificirt wird. Sollte das nicht geſchehen, 
ſo wird es Pflicht der Preſſe ſein, auf die Zuſtände in der freien 
Stadt Hamburg etwas näher einzugehen. 

Aachen, 4. April. [Die hieſige Königliche Regierung] 


nahmen heute militäriſche Meldungen im Beiſein des Commandanten, 
und hierauf die Vorträge des Poltzei-Präfidenten, des Kriegsminiſters 
und des Militärcabinets entgegen. Später empfingen Se. Majeſtät 
den zum Appellationsgerichts⸗Präſtdenten in Halberſtadt ernannten 
Geh. Rath Elteſter. : 

[Ihre Majeftát die Kalferin- Königin] beſichtigte geſtern 
mit Ihren königlichen Hoheiten dem Großherzog und der Großherzogin 
von Baden das neue ſtädtiſche Hoſpital im Friedrichshain unter Lei⸗ 
tung des Ober⸗Bürgermeiſters Hobrecht und des Stadtverordneten⸗ 
Vorſtehers Straßmann. — Abends wohnte Ihre Majeſtät die Kai⸗ 
ſerin⸗Königin mit Ihrer königlichen Hoheit der Großherzogin von 
Baden der Generalverſammlung des Vaterländiſchen Frauenvereins bei. 

[Se. kaiſerliche und königliche Hoheit der Kronprinz! 
nahm geſtern Vormittags die Meldungen des General⸗Lieutenants und 
General⸗Adjutanten Prinzen Kraft zu Hohenlohe, ſowie des Majors 
und Flügel⸗Adjutanten Grafen von Finckenſtein entgegen. 

Nachmittags 5 Uhr fand bei Ihren kaiſerlichen und königlichen 
Hoheiten dem Kronprinzen und der Kronprinzeſſin ein größeres Diner 
von etwa 38 Gedecken ſtatt; nach demſelben beſuchten Hoͤchſtdieſelben 
die Vorſtellung im königlichen Schauſpielhauſe. (Reichsanz.) 

© Berlin, 6. April. [Der Kronprinz bei dem Fürſten 
Bismarck. — Das Budget. — Zurückweiſung von Ge: 
rüchten.] Dem kurzen Beſuch, welchen der Kronprinz dem Fürſten 
Bismarck an deſſen Geburtstag abgeſtattet, ſind zwei weitere Beſuche 
von längerer Dauer gefolgt. Es iſt wohl anzunehmen, daß der Kron⸗ 
prinz mit Rückſicht auf die bevorſtehende Abreiſe des Reichskanzlers 
ſich mit dieſem über die Fragen der allgemeinen Politik hat beſprechen 
wollen. — Da der Reichstag jedenfalls zu einer Herbſtſeſſion zuſammen⸗ 
treten wird, ſo wird es vorausſichtlich nicht möglich ſein, den Landtag 
ſo zeitig zu berufen, daß der Staatshaushaltsetat für 1876 rechtzeitig 
zur Feſtſtellung gelangen kann. Es ſteht daher zu erwarten, daß die 
Regierung auch in biefem Jahre ſich von dem Landtage die Ermäch⸗ 
tigung erbitten wird, im erſten Quartal des nächſten Jahres die Aus⸗ 
gaben und Einnahmen nach dem Etat des gegenwärtigen Jahres 
regeln zu dürfen. — Das „Neue Wiener Tagebl.“, das es bekanntlich 
liebt, durch angeblich ganz beſondere diplomatiſche Enthüllungen Sen⸗ 
ſation zu machen, bringt über die Reiſe des öſterreichiſchen Kaiſers 
eine ganz abenteuerliche Nachricht. Bismarck habe Andraſſy zu 
verſtehen gegeben, Kaiſer Franz Joſeph fet beſonders befähigt, 
zwiſchen Deutſchland und dem Vatican zu vermitteln. Andraſſy 
habe darauf ſeinen Kaiſer zu der Reiſe nach Venedig überredet, dieſer 
aber vielmehr ſeine Abſicht zu erkennen gegeben, eine ſchonungsvollere 
Behandlung des Papſtes zum Gegenſtand der Unterredung mit Victor 
Emanuel zu machen. Als Fürſt Bismarck das erfährt, läßt er Herrn 
von Radowitz nach Petersburg reiſen, damit er den Kaiſer von 
Rußland beſtimme, gleichzeitig mit Franz Joſef den König von 
Italien zu beſuchen, eine Zumuthung, die aber Kaiſer Alexander 
zurückgewieſen habe. Dieſe Mittheilung hat ſo wenig Glaubwürdig⸗ 
keit gleich beim erſten Anblick, daß ſie von Seiten der deutſchen 
Preſſe mit Recht kaum beachtet worden iſt. Zunächſt wiſſen wir nicht, 
aus welchem Grunde ſich der deutſche Reichskanzler nach einem Ver⸗ 
mittler zwiſchen Deutſchland und dem Vatican ſollte umgeſehen haben. 
Nicht das deutſche Reich, oder auch nur Preußen, ſondern die 
katholiſche Kirche iſt durch den von ihr heraufbeſchworenen Conflict in 
eine ungünſtige Lage gerathen und hätte Grund, eine Vermittelung 
in Anſpruch zu nehmen. Die Staatsregierung kann getroſt den Aus⸗ 


gang des Kampfes abwarten, müßte aber jeden Verſuch einer Ver⸗ : : ; iar 
mittelung zurückwelſen, wenn er nicht die unbedingte Unterwerfung | Penta In den Sachen gde Jahren CktabransrCher der bier Haien 
des Ultramentanismus zur Vorausſetzung hätte. Iſt es daher ſchon renden 1. Schwadron des 1. She. Dragoner⸗Regmis. Nr. 4, als welcher 
durchaus unwahrſcheinlich, daß der Reichskanzler ſich in der angedeuteten er ſich der allgemeinſten Beliebtheit zu erfreuen hatte. Der Durchreiſende 
Richtung nach Wien gewandt habe, fo iſt es noch viel wunderlicher, batte jede Empfangsfeierlichkeit, ſowohl auf dem Bahnhofe, als in der Stadt 
daß er das Ansinnen an den rufſſchen Kaiser gerichtet haben ſolf, Couctehnt und.murve dem geſczerkend kanne ire acer Gar 
dem König Victor Emanuel einen Beſuch zu machen. 
von Oeſterreich und ebenſo unſer Kaiſer haben Urſache zu einem 
ſolchen Beſuches, der als Erwiderung des ihnen von Seiten Victor 
Emannels gemachten Beſuche gilt. Kaiſer Alexander hat nicht die ge⸗ 
ringſte Veranlaſſung zu einer Reiſe nach Italien. 

D. R. C. [Ueber die Reife des Kaiſers nach Italien,] 
ſowie über den Zeitpunkt, wann dieſelbe angetreten und die Dauer 
find zahlreiche Mittheilur zen in der Preſſe verbreitet, welche alle mehr 
oder weniger in das Gebiet der Combinationen zu verweilen find. 
Von gut unterrichteter Seite erfahren wir, daß Beſtimmtes bis jetzt 
noch nicht fefiftebt, obgleich die Angelegenheit in den letzten Tagen in 
den Hofkreiſen vielfach ventilirt wurde. Thatſache iſt, daß von ver⸗ 


unſerer Stadt eine Verfügung zukommen laſſen, worin ſie die fernere 
Abhaltung der Pfarrprozeſſionen geſtattet. Es wird verlangt, daß die⸗ 
ſelben von dem betreffenden Pfarrer oder von einem von demſelben 
delegirten Geiſtlichen begleitet werden, und daß ſtaatlich nicht anerkannte 
Geiſtliche nicht daran Theil nehmen. 

München, 6. April. [Die Verhaftung des Redacteurs 
Sigel] in Salzburg iſt auf Requiſition der hieſigen Staatsanwaltſchaft 
geſchehen und wird derſelbe dem Vernehmen nach hierher ausgeliefert 
werden. » 


Defterreid. 

Wien, 6. April. [Die Seſſion der Landtagel ift heute 
eröffnet worden. In dem boͤhmiſchen Landtage find 9 czechiſche, in 
dem tyroler Landtage fämmtliche Abgeordnete von Südtirol erſchienen. 
| 


rovinzial-Beitung. 


* Breslau, 7. April. [Ueber einen Tumult, ] welcher am vorigen 
Montag zu Beuthen OS. ſtattgefunden hat, berichtet die dort erſcheinende 


Mannſchaften, welche zu der 12tágigen Uebung einberufen waren, auf dem 
Platze am Gymnaſium zur Inſtruction zuſammen, um dann in verſchiedenen 
Abtheilungen und mit verſchiedenen Zügen zu ihren Uebungsplätzen abzu⸗ 
rücken. Viele der noch bis zum Abend zurückgebliebenen Refcrbiften hatten 
ftart dem Branntwein zugeſprochen, und fo war es nothwendig, den am ärg⸗ 
ſten Betrunkenen nach der Polizeiwache zu befördern. Eine Menge anderer 
Reſerviſten, gegen zweihundert Mann. 
hauſe, um ihren Kameraden zu befreien, und tobte und lärmte ſo 
ſtark, daß ein Lieutenant vom hieſigen Stamme mit Soldaten anrüden 
mußte, um die erregte Menge zu dp Einer der Rädelsführer 
entwiſchte, als er verhaftet werden ſollte und rannte einen Schul⸗ 
knaben ſo heftig an, daß dieſer rücklings auf das Pflaſter ſtürzte und be⸗ 
ſinnungslos fortgetragen werden mußte. Der zuerſt Verhaftete ergriff im 
Rathhausflur einen der dort aufgeſtellten Nachtwächterſpieße und hätte bei 
nahe einen der Polizeibeamten durchbohrt. Nur mit vieler Mühe gelang es 
den Raſenden zu feſſeln und etwa 80 der in das Rathhaus eingedrungenen 
Reſerviſten zurückzudrängen. Da der Tumult gegen zwei Stunden währte, 
wurde vom Commandeur des biefigen Stammes nach Königshütte 
telegrapbirt, um das dortige Commando herbeizurufen, das dann 
er um 4% Uhr bier einrückte, jedoch nichts mehr zu thun fand. Die 
Mannſchaft, einige zwanzig Mann Infanterie und zwei Ulanen wurden im 
Rathhauſe als Wache untergebracht und einen ug vor demſelben ausge⸗ 
ſtellt. Später kamen mit der Bahn noch mehr Mannſchaften nach. Ver⸗ 
haftet wurden noch 6 Mann, die ſämmtlich der tónigl. Staatsanwaltſchaft 
übergeben werden ſollen. Man will einzelne aufwiegleriſche Aeußerungen 
unter den Reſerviſten gehört haben, die darauf hinweiſen, daß man den ein⸗ 
9 polniſchen Leuten einzureden geſucht hat, ſie würden nur vorgeblich 
zur Uebung einbeordert, in Wirklichkeit gebe es Krieg, und fie follten gegen 
den Papſt zu Felde ziehen. 


Uhr 37 Min. hier eintreffenden Berliner Perſonenzuge der Niederſchleſiſch⸗ 
Märkiſchen Eiſenbahn Se. Excellenz der Feldmarſchall v. Moltke hier an. 


bietiges Grüßen, welches gewinnende Erwiderung fand, zu erkennen geben 
konnte. Es bat derſelbe nicht innerhalb der Stadt, ſondern in dem, etwa 
% Stunde entfernten Schloſſe des Rittergutsbeſitzers von Ruffer in 
Petersdorf Quartier genommen, der in zwei offenen . den hohen 
Saft vom Bahnhofe nach feiner reizenden Beſitzung abholte. Nach allge⸗ 


Spätſommer das 


Beſichtigung des Terrains, worauf im Esa Hi 5 
* iegnitz, Jauer 


Königs⸗ Manöver in den Kreiſen Goldberg⸗Hainau, 
und Schönau abgehalten werden ſoll. 0 
Gelegenheiten fol auch dies Mal der Ebene bei dem % Stunden von bier 
belegenen Dorfe Baudmannsdorf beſondere Auszeichnung zufallen. 


Berlin, 6. April. Zwar konnte die Stimmung der heutigen Börſe un⸗ 


ſchiedenen Seiten von der Reife abgerathen wurde, der Kaiser aber perändert felt genannt werden, dach machte fid auf den erften Bic bemert= 


bar, daß der geſchäftliche Verkehr desjenigen animirten Schwunges entbehrte, 
der die Börſe der kurz vorhergegangenen Tage ausgezeichnet hatte. Der 
Geldbegehr iſt ein ſehr unbedeutender, und Disconten bleiben dagegen ge⸗ 
ſucht. Die Flüſſigkeit des Geldmarktes unterſtützt augenſcheinlich die ſich im 
Effectenhandel zeigende Feſtigkeit. Die Kaufluſt belebt ih und nimmt Dis 
menſionen an, die bislang vollſtändig vermißt wurden; auch das Privatka⸗ 
pital ſcheint ſich wieder zu engagiren. Die Betheiligung deſſelben iſt es 
noch immer cine ſehr geringe, indeſſen darf der Umſtand, daß ber 

überhaupt aus Privat ae Geld wieder zuzuſtrömen beginnt, nicht übers 
ſehen werden. — Verfolgt die Börſe die Hauſſebahn in dem jetzt 


dennoch daran feſthielt, weil er dem König Victor Emanuel das Ver⸗ 
ſprechen feines Beſuches gegeben. Die Abſicht des Kaiſers war es, 
zum 20. d. Mts. etwa dieſe Reife anzutreten. Die Aerzte haben 
jedoch von dieſer frühen Reiſe abgerathen und namentlich deshalb, 
weil die Temperatur unſeres Norddeutſchlands zu jener Zeit, wenn der 
Kaiſer von der Reiſe zurückkehren würde, noch zu kalt iſt und der 
klimatiſche Wechſel moͤglicherweiſe nachtheilig auf den Geſundheitszu⸗ 
ſtand einwirken könnte. Die Aerzte rathen dem Kaiſer zunächſt die 
Kur in Gaſtein durchzumachen und von dort aus die italieniſche Reije 
anzutreten. — Der längere Aufenthalt der Großherzogin von Baden 
ſoll mit dieſer Reiſe zuſammenhängen, weil es ſich darum handelt, 
daß die badiſche großherzogliche Familie auf der Rückkehr des Kaiſers 
mit dieſem auf der Meinau zuſammentreffen will. 

Aus Schleswig ⸗Holſtein, 4. April. [In der Prozeßſache 
des Landesdirectors v. Ahlefeld] als Vertreter des provinzial⸗ 
ele Verbandes der Ligh ob e gegen die könig⸗ N 
liche Regierung in Schleswig als Vertreterin des Fiscus wegen Aus⸗ nel © 5 174 —18—17. Die öſterr. 
lieferung der Glüchlädter Strafanſtalten und des fogenannten 3udte|svdenv ane A tox te he ibelligien ae tia 
hausbaufonds ift am 1. d. M. vom Schleswiger Kreisgericht zu] niger am Verkehr. Nur Galizier, in denen aud ein berhältnibmäßig leb⸗ 
Ungunften der Provinz entſchieden und der Kläger mit feiner Klage halter Umſatz ſtattfand, waren offerirt und weidend. dar die auswärtigen. 
abgewieſen. Die Abweiſung if, wie dem „Hamb. Corr.“ geſchrieben] Staatzanleihen zeigte fih nicht die Beliebtbeik, Di folie, m 5 ae 
wird, erfolgt wegen mangelnder Activlegitimation, da der Provinzial- vorhergegangenen Geſchaftstagen geherrſcht hatte. gr rag Ame⸗ 
verband nicht die Geſammtheit der Communen der Herzogthümer ver⸗ Mine: camer tl pore ar ido fet pe aber 
tritt, auch nicht Rechtsnachfolger des früher in obiger Angelegenheit nur in geringem Maße gehandelt. Oeſterreichiſche Loofe von 1860 zur 
beſtandenen Verbandes geworden iſt, pe de dle 00 ehen und 3 ee da enen agen des Mg i hrauch 
die Verordnung vom 22. September 1867, betreffend die provinzial⸗ >- » x : 
ſtändiſche Verfaſſung im Gebiete der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein, 
überwieſenen Angelegenheiten zu regeln hat. Bekanntlich handelt es 


dürfte der zur Guta un gelangten Bewegung ein yet pee 
und wohlthätiger Einfluß auf die Gefammtentwidelung der in Betracht 
kommenden Berhältnifie nicht abgeſprochen werden können. Die internatio⸗ 
nalen Speculationswerthe unterlagen Anfangs trotz höherer Coursmeldungen 
aus Wien einem Coursdruck, von dem fie ih auch, eine kleine he abge⸗ 
rechnet, bis zum Schluß nicht zu erholen vermochten, ſo daß die heutigen 


ielten ſich überhaupt ſehr ruhig, nur Disconto⸗Commandit wurde lebhafter 
1 180, ult. 182—181—182—179%, Dortmunder Union 27% 


Fonds blieben zumeiſt im Courfe unverändert, erfuhren aber in den Umſätzen 
eine kleine buße, andere deutſche Staatspapiere wurden ebenfalls 


nur in Aridi Maße gehandelt, bekundeten aber gute 8 


fid) in dieſem Prozeß um ein Object von mehr als 2 Millionen Reichs: Eiſenbahn⸗Prioritaten erfreuten ſich in. allen Gattungen einer recht feſten 
mark und Kläger wird unzweifelhaft die Sache in die weiteren In⸗ Haltuns. Halle⸗Sprauer wiederum anziehend, Albrechtbahn, Ungar. Nord⸗ 


oſtbahn, Oeſterr. Nordweſibahn, ſowie die meiſten ruſſiſchen Prioritäten in 
guter Frage. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war die Stimmung im Allge⸗ 
meinen etwas gedrückter. Die rheiniſch⸗weſtphäliſchen Speculations⸗Deviſen 
gingen ziemlich lebhaft um. Potsdamer und Halberſtädter waren ebenfalls 
ut begehrt, Oberſchleſiſche vermochten fid) dagegen weniger gut zu behaupten. 

umänen neigten zur Mattheit, ohne aber eine weſentliche Coursreduction 


ſtanzen verfolgen. 

Hamburg, 4. April. [Die Bürgerſchaft] hat dieſer Tage 
auf Antrag des Dr. Banks beſchloſſen, den Senat zu erſuchen, „das 
Commiſſorlum, durch welches das verfaſſungsgemäß dem Senat zu⸗ 
ſtehende Begnadigungsrecht dem Chef der Polizeibehörde theil⸗ zu erfahren. Leichte Babnactien waren in regemBertehr und documentirten. 
weiſe übertragen worden, wieder zurückzunehmen“. einen recht feften Charakter, nur Schweizer Bahnen unterlagen einer Reaction. 

Hamburg, 4. April. [Der verantwortliche Redacteur Bantpapiere gingen ruhig, aber mit guter Feſtigkeit um; zu den bevor⸗ 
des „Hamb. Correſp.“ ], Herr J. F. H. Dannenberg, welcher be: zugten gehören Berliner and e neee Discontobant, Danz. 
abſichtigte in dieſen Tagen die in dem Proceß des Amtorichters Sei⸗ Banfverein, d. Handelsbant, Braunſchweiger Wich 1 die pe 
del in Re Gefängni Bank f. Rheinl., Bergiſch⸗Markiſche B., Engliſche Wechslerhank und die bes 

e Kellinghuſen wieder ihn erkannte Gefängnißſtrafe anzutreten, ſiebteren Hypotheten-Banten. Induſtriepapiere zum Theil ziemlich rege, 
guverein Königſtadt rege und wie 


hat laut Mittheilung der „Köln. Volksztg.“ vor Oſtern den Pfarrern 


Pa Folgendes: Am Montag, 5. April, traten die hierher beorderten 


ſammelte fih bor dem Rath⸗ 


H. Hainan, 6. April. [v. Moltke. — Zum Königs» Manöver. 
acs ae bereits telegraphif angemeldet, langte heute Nachmittag mit dem 


dem gefeierten Manne ihre aufrichtige Hoch⸗ 
Der Kaiſer achtung und innige Verehrung nur durch Beflaggen der Häuſer, durch ehrer⸗ 


meinen Urtheilen iſt Zweck der Reiſe und des mehrtägigen Aufenthalts eine 


Wie ſchon bei früheren ähnlichen 


örfe - 


innegebaltenen Tempo, alſo durchaus frei von jeder Ueberſtürzung, ſo 


Schlußcourſe ſich gegen geſtern, theilweiſe ſogar nicht unbedeutend niedriger 
ſtellen. Auch die localen Speculationseffecten waren wenig feft und ver⸗ 


